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Gernsbach hat ſein Trinkwaſſer , welches den laufenden öffentlichen Brunnen aus Quel⸗

len zufließt , durch die Leitung verbeſſert .

Wertheim hat in faſt ſämmtlichen Brunnen Horizontalwaſſer ; dadurch daß es durch

tannene Brunnenſtöcke aus weit gemauerten Schachten aufgepumpt wird , iſt es häufig verun⸗

reinigt . Die Eintreibung von jetzt etwa 20 amerikaniſchen eiſernen Brunnen hat hierin eine bedeu —

tende Verbeſſerung herbeigeführt . Solche eingetriebene Röhren werden jetzt auch benutzt , um das

Waſſer aus den Kellern auszupumpen .

Ueberhaupt wird dieſe leichtere Aufſtellung von Brunnen im Allgemeinen dazu beitragen ,

ſich eines guten Waſſers zu verſichern und alle durch die Brunnen ſelbſt verurſachten Unreinig⸗

keiten zu vermeiden . :

3. Giſte .

Handel und Induſtrie pflegen die Giftigkeit der Waaren und Produkte nur gering zu

achten und fich faum um die Gefahr des Konſumenten zu kümmern . Die Sanitätspolizei befindet

fich. daher zahlreichen geſundheitsſchädlichen Momenten gegenüber , deren Beſiegung jedoch meiſt an

der Gewalt und dem Umfang der Induſtrie und des Handels ſcheitert .

Zur Sicherung des Publikums vor Giften dient die Miniſterialverordnung vom 25 . Nov .

1865 ( Reg . ⸗Bl. Nr . 56) , wornach den Verkäufern von Giftſtoffen gewiſſe ſchützende Bedingungen

über deren Aufbewahrung , Verſendung und Verkauf gemacht ſind . Der Verkauf der Arſenika⸗

lien allein iſt durch eine eingehende Kontrole erſchwert , und die Abgabe derſelben zur Vertilgung

ſchädlicher Thiere und die Verwendung der Arſenfarben zu einzelnen Erzeugniſſen , Tapeten , Klei⸗

derſtoffen ganz verboten . Ebenſo ſind gewiſſe giftig wirkende Stoffe zur Verwendung von Be⸗

hältern für Aufbewahrung und zur Bereitung von Nahrungs⸗ und Genußmitteln unterſagt .

Der Transport von metalliſchen Giften auf dem Rhein wird nach der unter den Rhein⸗

uferſtaaten vereinbarten Verordnung vom 3. Jan . 1869 (Geſ. ⸗ u. Verordn . ⸗Bl . S . 244 ) ge -

handhabt .

Trotz des gegen früher ſehr erleichterten , zum Theil ganz freigegebenen Verbrauchs und der

bedeutenden Zunahme der gewerblichen Verwendung von Giften ſcheinen die Verordnungen zu

genügen , indem ſeit ihrem Beſtehen wenigſtens keine Zunahme von Unglücksfällen oder Verbrechen
bekannt geworden iſt . i

Mit Phosphor wurden in den legten Fahren die meiften Vergiftungen ausgeführt ,

wozu häufig die Köpfchen der Zündhölzer dienen . Es ſcheint , daß es der Induſtrie gelungen iſt ,

phosphorfreie Zündhölzer anzufertigen . Gewinnt dieſe Art der Induſtrie ſicheren Beſtand , ſo

dürfte die Zeit gekommen ſein , den Verkauf dieſer Phosphorzündhölzer zu verbieten , was auch die

Feuerpolizei wünſchen muß .

4. Kurpfuſcherei und Quackſalberei .

Kurpfuſcherei und Quackſalberei , mit Strafe bedroht durch §. 81 des Pol . St. ⸗Gef. und

die Miniſt . Verordnung vom 10 . Nov . 1865 ( Rgs . ⸗Bl .S . 663 ) , haben kein ergiebiges Feld
und keine große Bedeutung . Es iſt hauptſächlich die Klaſſe der noch übrigen Wundarzneidiener ,

welche das Publikum täuſchen und dadurch in der Form von Lizenzüberſchreitung manchmal mit
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den Gerichten in Konflikt gerathen . Durch die nun erfolgte Aufhebung der Wundarzueidiener
als einer beſonders lizenzirten Klaſſe des Heilperſonals werden eot dieſe Geſetzesübertretungen
vorausſichtlich nicht ganz aufhören .

Seitdem das Gewerbegeſetz des norddeutſchen Bundes in g 29 den ärztlichen Beruf frei⸗
gegeben , ſomit auch die Kurpfuſcherei ſtraflos machte , haben ſich darauf hin auch bei uns ärztliche
Stimmen für ein gleiches Geſetz erhoben . Wir werden hierauf bei Betrachtung der Stellung des

ärztlichen Standes zurückkommen.
Das Geheimmittelweſen , eine Art von unperſönlicher Kurpfuſcherei , befindet ſich

gegenwärtig in einem Zuſtande , welcher der Abſicht der Geſetzgebung nicht entſpricht . Die Miniſt . V.
v. 9. Okt . 1865 über den Verkauf von Arzneimitteln ( Rgs . Bl . Nr . 50 ) knüpft in §. 3 die

Erlaubniß zu deren Verkauf an eine Genehmigung unſerer Stelle , wenn ſie nicht unter §. 4

fallen , wo ſie als diätetiſche oder Genuß - Mittel einer ſolchen überhaupt nicht bedürfen . Wir haben
uns bisher noch nie beſtimmt geſehen , eine ſolche zu ertheilen , theils weil die zur Lizenzirung
vorgelegten angeblichen Geheimmittel längſt in Gebrauch waren , theils weil denſelben eine wirklich

heilende Wirkung überhaupt abgeſprochen werden mußte . Trotzdem ift der Handel mit Geheim -
mitteln ein ausgebreiteter , offener und von der Polizei kaum geſtörter . Die Anklagen , welche

früher einzeln erhoben wurden , unterblieben nach und nach , zumal als ſie wiederholt mit Frei⸗
ſprechung endeten . Man könnte in dieſem Zuſtand alſo faktiſch bereits eine theilweiſe Freigebung
der Kurpfuſcherei erblicken , da die Uebertretung einen ſolchen Umfang genommen , daß eine ver⸗

ſuchte amtliche Unterdrückung einem wahren Kampfe gleichen würde . Aus andern Ländern ſind
die Klagen die gleichen . Wenn nun auch die meiſten Geheimmittel mehr den Beutel als die Ge⸗

ſundheit der Getäuſchten gefährden , ſo gibt es doch noch eine Reihe ſolcher , welche ſtarkwirkende

Arzneiſtoffe enthalten und , am unrechten Orte augewendet , leicht Schaden anrichten können und

auch. angerichtet Haben , wie z. B . die Moriſom ' ſchen , die Kaiſer - Pillen ,Daubitzliqueur u. dgl .
Da die polizeiliche Verfolgung niht ausreicht , fo hat ſich nun die Wiſſenſchaft durch Be —

lehrung der Sache angenommen . Es beſteht bereits eine ganze Literatur , welche die Zuſammen⸗
ſetzung der Geheimmittel an ' s Licht zieht , und dem Publikum auf dieſe Weiſe das Betrügeriſche
wie das Nutzloſe der Geheimmittel darzuthun ſich beſtrebt . Doch iſt kaum zu hoffen , daß auf
dieſem Wege dieſe Induſtrie ſich erſchöpft .

Ein umfaſſender Vortrag , den wir unter dem 3. Funi 1868 Nr . 2082 an großherzogl .
Miniſterium zu erſtatten Veranlaſſung hatten und dem ein Entwurf zu einer neuen , dem Uebel

näher tretenden Verordnung angeſchloſſen war , hatte die Weiſung vom 27 . Juni 1868 Nr . 8353

zur Folge , der gemäß wir uns zunächſt darauf beſchränken ſollen , den Bezirksämtern jeweils die⸗

jenigen Mittel einzeln zu bezeichnen , welche wegen ihrer ſchädlichen Beſtandtheile oder in Folge
eines ausgedehnten Gebrauches gegen ernſte Leiden zu ſanitätspolizeilichem Einſchreiten nöthigen .

5. Jeichenſchau und Begräbnißweſen .

Schon die Medizinal - Ordnung von 1806 nahm auf eine gehörige Behandlung der Ge -

ſtorbenen und auf Verhütung des Lebendigbegrabens Bedacht , und erließ zu dieſem Zwecke eine

eigene Inſtruktion für die hiebei betheiligten Perſonen. Die geſetzliche oder herkömmliche Friſt der

Beerdigung betrug damals ſchon 48 Stunden nach dem Tode . Eine geordnete , von beſonders
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